
Kurzbericht - 69 

Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung 

(30. - öffentliche - Sitzung am 15. März 2019) 

Beratungsthemen: 

1. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen 

Kommunalabgabengesetzes 

Gesetzentwurf der Fraktion der FDP - Drs. 18/1839 

 

Der Ausschuss führte die Mitberatung gemäß § 28 Abs. 4 GO LT durch und beschloss, 

dem federführenden Ausschuss für Inneres und Sport anstelle einer förmlichen 

Stellungnahme einen Auszug aus der Niederschrift über diese Sitzung zu übermitteln, aus 

dem sich das Meinungsbild des Ausschusses ergibt. 

  

2. Beschlussfassung über einen Antrag auf Unterrichtung durch die Landesregierung 

zu dem Thema „Unterstützung mobilitätseingeschränkter Reisender im 

Bahnverkehr“  

 

Der Ausschuss beschloss einstimmig, die Landesregierung um eine mündliche 

Unterrichtung in einer der nächsten Sitzungen zu bitten. 

  

3. Unterrichtung durch die Landesregierung zu dem Thema „Digitalisierung und 

Arbeitsmarkt, insbesondere zur Veränderung der Arbeitswelt und der 

Arbeitsbedingungen durch die fortschreitende Digitalisierung (Arbeit 4.0)“  

 

Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen und führte darüber eine Aussprache. 

  

4. Planungsunterlagen müssen zwischen Behörden endlich digital übertragen werden 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/2815 

 

Der Ausschuss nahm eine Unterrichtung durch die Landesregierung entgegen und führte 

darüber eine Aussprache. 

  

5. a) Nachhaltige Gründungsoffensive für Niedersachsen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/2828 

 

 b) Kein Bürokratie-Stipendium schaffen - Gründerstipendien gründerfreundlich 

gestalten! 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/2889 

 

 Der Ausschuss nahm eine Unterrichtung durch die Landesregierung entgegen und führte 

darüber eine Aussprache. Er bat ferner den Ausschuss für Wissenschaft und Kultur um 

eine Stellungnahme zu den ihn betreffenden Aspekten nach § 28 Abs. 4 i. V. m. § 39 

Abs. 2 Satz 3 GO LT. 

  

6. Bahnverkehr voranbringen, Bürgerbeteiligung gewährleisten, Lärmschutz stärken 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/2901 

 

Der Ausschuss begann mit der Beratung und besprach Verfahrensfragen. Er bat die 

Landesregierung um eine mündliche Unterrichtung zu dem Thema in seiner nächsten 

Sitzung. 

  

  

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01501-02000/18-01839.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/02501-03000/18-02815.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/02501-03000/18-02828.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/02501-03000/18-02889.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/02501-03000/18-02901.pdf
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7. Verschiedenes 

 

Auf Nachfrage des Sprechers der FDP-Fraktion kündigte das MW an, den Ausschuss zum 

Thema „Entlassungen bei der Volkswagen AG“ zu unterrichten. 

 


